
Stromfressern auf die Spur kommen

Mithilfe von Energieberatern will die 
Klimaschutzagentur den Stromfres-
sern im Norden der Region auf den 
Pelz rücken. Als letzte Kommune ist 
nun auch die Gemeinde Wedemark 
dabei.

VON SVEN WARNECKE

REGION. Unter dem Motto „Der 
Norden spart Strom“ startet die Kli-
maschutzagentur der Region Han-
nover die nächste Aktion. „Mit der 
Gemeinde Wedemark wird am 2. 
September auch die letzte der vier 
Kommunen ein eigenes Klima-
schutz-Aktionsprogramm aufle-
gen“, berichtete Iris Meyer, Spre-

cherin der Klimaschutzagentur Re-
gion Hannover. Einwohner aus 
Burgwedel, Isernhagen, Langenha-
gen und Wedemark haben nun die 
Chance, sich für eine kostenlose 
Beratung in Sachen Strom sparen 
zu bewerben. 

In jeder Kommune werden 30 
Termine vergeben, kündigt Meyer 
an. Die Energieberater  würden für 
etwa eine Stunde die Haushalte be-
suchen. „Die Bewohner erhalten 
hilfreiche Tipps, wie sich im Haus-
halt Strom einsparen lässt“, sagte 
Meyer. Zum Beispiel, wie sie ver-
steckten Stromfressern auf die 
Schliche kommen können „und 
letztlich die Haushaltskasse entlas-

ten“. Jede eingesparte Kilowattstun-
de liefert zudem einen kleinen Bei-
trag zum Klimaschutz.

Wer bei der Aktion mitmachen 
möchte, kann sich bis zum 4. Sep-
tember per E-Mail an stromspa 
ren@klimaschutzagentur.de oder 
per Postkarte an Klimaschutzagen-
tur Region Hannover, Stichwort 
„Stromsparen“, Prinzenstraße 12, 
30159 Hannover, bewerben. Wichti-
ge Angaben sind Adresse, Telefon-
nummer, die Anzahl der Haushalts-
mitglieder, eine Angabe über die 
Wohnform (Eigentümer oder Mie-
ter) und der jüngsten Jahresstrom-
verbrauch. Unter allen Einsendern 
werden die Gewinner ausgelost.

Klimaschutzagentur bietet Haushalten in den vier Nordkommunen der Region kostenlose Energieberatung an

Einfach, aber 
wirksam:  
Statt konven-
tioneller 
Glühbirne hilft 
eine Energie-
sparlampe, 
Strom und 
damit Geld zu 
sparen.

Eine CDU-Vorsitzende und sieben Ehemalige (von links): Werner Behrla, Helmut Wiebusch, Gerd de Weber, Michael Looß-von Hülst, Dieter Reinke, Man-
fred Looß, Ute Biehlmann-Sprung und Ulrich Müller.  Junker

CDU Godshorn 
erinnert an  
ihre Anfänge
GODSHORN. Ute Biehlmann-
Sprung, Vorsitzende der CDU 
Godshorn, fand sich beim Fest 
zum 40-jährigen Bestehen unter 
ihresgleichen wieder: Viele ehe-
malige Vorsitzende waren gekom-
men, um dem Ortsverband zu gra-
tulieren. Bei strahlendem Sonnen-
schein feierten etwa 300 Besucher 
am Sonntag auf dem Hof Münkel.

„1968 war die CDU zum ersten 
Mal mit sechs Leuten im Rat ver-
treten – dann war die Euphorie 
da“, erinnerte sich der ehemalige 
Vorsitzende Gerd de Weber. Der 
ehemalige Vorsitzende Helmut 
Wiebusch führte in seiner Rede 
die Geschichte fort: „Die Entwick-
lung war schnell erfreulich. Nach 
zwei Jahren hatten wir schon 30 
Mitglieder.“

CDU-Bundestagsabgeordnete 
Monika Brüning überbrachte auch 
die Glückwünsche von Kanzlerin 
Angela Merkel und Biehlmann-
Sprung nahm ein Bild mit Auto-
gramm sowie ein Buch mit Wid-
mung entgegen. Auch SPD-Orts-
bürgermeister Willi Minne ließ es 
sich nicht nehmen, der Godshor-
ner CDU ein Geschenk zu machen 
– er überreichte einen großen Blu-
menkübel.

Gerd de Weber und Manfred 
Looß, Gründungsmitglieder der 
CDU Godshorn, bekamen zum 
Abschluss von Biehlmann-Sprung 
die Ehrennadel der CDU verlie-
hen. Eine weitere Nadel ist für  
Gründungsmitglied Rudolf Her-
bert Tamm reserviert, der krank-
heitsbedingt nicht am Fest teilneh-
men konnte. mj
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FRAGEN AN DIE 
KANDIDATEN Wie kommt Deutschland aus der Schuldenfalle?

Mehr Investi-
tionen in Bil-

dung. Das eröffnet 
Chancen und spart 
Folgekosten. Bür-
gerversicherung 
und gesetzlicher Mindestlohn ent-
lasten die Sozialkassen. Austrock-
nen von Steueroasen, weniger 
Lobbyismus und mehr Transpa-
renz stärken den Haushalt. Außer-
dem: keine unseriösen Steu-
ergeschenke!

Altersvorsor-
ge der Bun-

destagsabgeordne-
ten reformieren.  
Entwicklungshilfe-
ministerium auflö-
sen und dem Außenministerium 
angliedern. Konsequente 
Entbürokratisierung.

Verwaltungen 
müssen durch 

Abschaffen unsinni-
ger Vorschriften ent-
lastet werden, da-
durch frei werdende 
Stellen dürfen nicht wieder besetzt 
werden. Abschaffung von Subven-
tionen, die nur den Untergang von 
Wirtschaftsbereichen hinauszö-
gern. Abschaffung der Wehrpflicht 
und Einsatz der Bundes-
wehr im Inneren.

Die Frage ist 
mir zu popu-

listisch! Natürlich 
muss die Verschul-
dung gestoppt wer-
den. Wir dürfen uns 
aber auch nicht tot- oder 
armsparen.

Keine Mana-
gerabfindun-

gen ausbezahlen, 
wenn die Periode 
früher als vereinbart 
abgelaufen ist. 
Nichtstaatliche Betriebe bekom-
men kein Geld, wenn die Arbeits-
plätze nicht gesichert sind und sie 
nicht vorsorgen für schlechte Zei-
ten. Jeder Großbetrieb muss seine
Steuern zahlen. Alle zahlen 
in dieselbe Rentenkasse ein.

Caren Marks, SPD Sebastian Lechner, CDU Thomas Iseke, FDP Detlef Knauer, Grüne Brigitta Runge, Linke
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